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VorblaH 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über Bodennutzungs- und 

Ernteerhebung 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Gesetz über Bodennutzungs- und Ernteerhebung vom 
23. Juni 1964 (BGBl. I S. 405) entspricht nach den bei seiner 
Durchführung gewonnenen Erfahrungen sowie wegen der seit 
dem Erlaß eingetretenen Entwicklung in der Landwirtschaft 
nicht mehr der derzeitigen Situation. 


B. Lösung 

Durch die Änderungen und Ergänzungen soll das Gesetz den 
heutigen Erfordernissen angepaßt werden. 

C, Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Boden- 
nutzungs- und Ernteerhebung 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 26. Juni 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 


1. In Artikel 1 ist vor Nummer 1 folgende Nummer 0 ein- 
zufügen: 

,0. § 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Erhebung über den Anbau von Zwischenfrüchten 
(Bodennutzungsnacherhebung)," 

Begründung 

Folge der Neufassung des § 5 Abs. 1. 

2. In Artikel 1 Nr. 4 ist in § 6 Abs. 3 nach dem Wort „unver- 
arbeitetem" das Wort „ , bearbeitetem" einzufügen. 

Begründung 

Durch die Erhebung wird auch der Anbau von Gemüse er- 
faßt, welches in bearbeitetem Zustand verkauft wird. Im 
Gegensatz zur Verarbeitung von Gemüse, bei der das Er- 
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Zeugnis verändert wird (z. B. Herstellung von Gemüse- 
säften), führt die Bearbeitung entweder zur besseren Auf- 
machung (z. B. Sortierung nach Qualitätsstufen, Einzelver- 
packung) oder zur längeren Haltbarmachung (z. B, Lagerung 
in Kühlhäusern). 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates zu. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über Bodennutzungs- 
und Ernteerhebung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Bodennutzungs- und Ernte- 
erhebung vom 23. Juni 1964 (BundesgesetzbL I 
S. 405) wird wie folgt geändert; 


1. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei der Bodennutzungsvorerhebung wer- 
den jährlich in der Zeit von Januar bis Mai er- 
faßt 

die Bodenflächen, der Rechtsgrund ihres Be- 
sitzes und ihre Nutzung nach Hauptnutzungs- 
arten und Kulturartcn." 


2. § 5 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Bei der Bodennutzungsnacherhebung wer- 
den jährlich im Monat Oktober erfaßt 

der Anbau von landwirtschaftlichen Zwischen- 
früchten, aufgegliedert nach Pflanzenarten und 
Pflanzengruppen. 

(2) Die Erhebung wird repräsentativ mit einem 
Auswahlsatz von höchstens 10 vom Hundert 
der Auskunftspflichtigen im Bundesdurchschnitt 
durchgeführt.“ 

3. In § 6 Abs. 1 wird das Wort „Februar" durch das 
Wort „März" ersetzt. 


4. § 6 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Auskunftspflichtig sind alle Personen, die 
Gemüse oder Erdbeeren anbauen, um sie in un- 
verarbeitetem oder verarbeitetem Zustand zu 
verkaufen," 

5. § 7 erhält folgende Fassung: 

(1) Bei der Gemüsehaupterhebung werden im 
Monat Juli erfaßt 


1. jährlich 

der Anbau von Gemüse und Erdbeeren sowie 
der beabsiditigte Anbau von Wintergemüse, 

2. alle drei Jahre, beginnend 1972, 

a) der Anbau von Gemüse und Erdbeeren 
zur Erfüllung vertraglicher Bindungen bei 
der Erzeugung und dem Absatz, 

b) der Anbau von Zierpflanzen. 

Dabei werden die Flächen nach Pflanzenarten 
und Pflanzengruppen aufgegliedert. 

(2) Die Erhebung wird alle drei Jahre, begin- 
nend 1972, allgemein und in den übrigen Jahren 
repräsentativ mit einem Auswahlsatz von höch- 
stens 20 vom Hundert der Gemeinden im Bundes- 
durchschnitt durchgeführt. 

(3) Auskunftspflichtig sind die in § 6 Abs. 3 
genannten Personen und alle Personen, die Zier- 
pflanzen zum Verkauf anbauen." 


Artikel 2 

(1) Die nach § 10 Abs. 1 des Gesetzes über Boden- 
nutzungs- und Ernteerhebung im Jahre 1971 durch- 
zuführende Nachprüfung entfällt. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates für das 
Jahr 1972 eine Nachprüfung anzuordnen, wenn neue 
Ergebnisse einer Nachprüfung zur Berichtigung der 
Ergebnisse der Bodennutzungserhebung benötigt 
werden. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(BundesgesetzbL I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Das Gesetz über Bodennutzungs- und Ernteerhebung 
vom 23. Juni 1964 (BGBl. I S. 405) bedarf nach den 
bei seiner Durchführung gewonnenen Erfahrungen 
sowie wegen der seit seinem Erlaß eingetretenen 
Entwicklung in der Landwirtschaft einiger Änderun- 
gen und Ergänzungen, die durch das vorliegende 
Gesetz vorgenommen werden sollen. 

Zu Artikel 1 

Nach Nummer 1 entfallen in § 3 Abs. 1 die vorge- 
schriebene jährliche Feststellung, ob der Betrieb für 
den Markt erzeugt, und die alle drei Jahre vorge- 
schriebenen Ermittlungen der Hauptproduktions- 
richtung und der Vertriebenen- bzw. Flüchtlings- 
eigenschaft. Die Feststellungen über die Markt- 
erzeugung und die Hauptproduktionsrichtung wer- 
den nicht mehr benötigt. Auf die Erhebung der Ver- 
triebenen- und Flüchtlingseigenschaft im Rahmen 
der Bodennutzungserhebung wird mit Rücksicht auf 
die in dem Landwirtschaftszählungsgesetz 1971 vor- 
gesehene Befragung verzichtet. 

Nach Nummer 2 entfällt in § 5 Abs. 1 die jährliche 
Erhebung über den Anbau von Futterpflanzen zur 
Saatguterzeugung, da jetzt entsprechende Ergeb- 
nisse aus der Saatenanerkennungstatistik vorliegen. 
Nach § 5 Abs. 2 wird die Bodennutzungsnacherhe- 
bung nur noch repräsentativ durchgeführt; auf die 
bisher im dreijährigen Turnus durchgeführte allge- 
meine Erhebung wird verzichtet, da die Ergebnisse 
der Repräsentativerhebungen ausreichend sind. 

Nach Nummer 3 wird der Zeitraum der Gemüsevor- 
erhebung in § 6 Abs. 1 von Februar auf März ver- 
legt, um den beabsichtigten Anbau vollständiger zu 
erfassen. 

Nach Nummer 4 wird die Erhebung nach § 6 Abs. 3 
auf die Personen beschränkt, die Gemüse oder Erd- 
beeren anbauen, um sie in verarbeitetem oder un- 


verarbeitetem Zustand zu verkaufen. Hiernach sind 
z. B. Anstaltsbetriebe oder Stadtgärtnereien, die den 
Anbau für eigene Zwecke betreiben, nicht mehr aus- 
kunftspflichtig. 

Nach Nummer 5 wird in § 7 Abs. 1 die Befragung 
über den Anbau von Gemüse und Erdbeeren zur Er- 
füllung vertraglicher Bindungen wegen der zuneh- 
menden wirtschaftlichen Bedeutung des Vertrags- 
anbaues neu aufgenommen. Entsprechend der Rege- 
lung in Nummer 4 wird die Auskunftspflicht nach 
§ 7 Abs. 3 auf die Personen, die Gemüse, Erdbeeren 
und Zierpflanzen zum Verkauf anbauen, beschränkt. 

Zu Artikel 2 

Da bei der Nachprüfung der Bodennutzungserhe- 
bung 1968 nur relativ geringe Erhebungsfehler fest- 
gestellt wurden, soll wegen der starken Belastung 
der Statistischen Ämter durch die Landwirtschafts- 
zählung 1971 auf die in § 10 Abs. 1 angeordnete 
Nachprüfung für 1971 verzichtet werden. Für den 
Fall, daß sich die Zuverlässigkeit der Ergebnisse 
der Bodennutzungserhebung, z. B. durch Rückwir- 
kungen als Folge von Ausgleichszahlungen, verrin- 
gern und sich damit wieder die Notwendigkeit einer 
Berichtigung ergeben sollte, soll der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ermäch- 
tigt werden, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates für das Jahr 1972 eine Nach- 
prüfung anzuordnen. 

Artikel 3 enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Artikel 4 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

Kosten: Zusätzliche Kosten entstehen durch die Ge- 
setzesänderung nicht. 
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